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Einleitung 

Harmonisierung im Realkreditsicherungsrecht 

In der europäischen Rechtsdiskussion wird statt Diversifizierung zuneh-
mend die Notwendigkeit einer Angleichung und Vereinheitlichung des 
Zivilrechts in den Vordergrund gerückt und bereits die Einführung eines 
gesamteuropäischen Privatrechts gefordert1 In Spanien ist dagegen die 
Rechtsspaltung im Bereich des Zivilrechts noch heute prägendes Merkmal 
der Rechtsordnung. Innerhalb der spanischen Mehrrechtsordnung verfügen 
einige Teilrechtsordnungen, wie das Baskenland, Galizien, Katalonien und 
Navarra, über eigene zivilrechtliche Kodifikationen, die im Rahmen der 
geltenden Verfassung vorrangig vor dem gesamtspanischen Zivilrecht 
anzuwenden sind. Im restlichen Staatsgebiet gilt ausschließlich der ge-
samtspanische Código civil. Neben dem Familien- und Erbrecht sind vor 
allem Institute des Realkreditsicherungsrechts Gegenstand einer vom ge-
samtspanischen Recht abweichenden Regelung. Das Gesetzbuch Navarras 
ist die einzige umfassende Kodifikation des partikularen Zivilrechts. Die 
anderen partikularen Kodifikationen regeln Ausschnitte des Zivilrechts, 
enthalten aber kein systematisches Gesamtkonzept eines Zivilgesetzbuchs. 
Teilweise überschneiden sich die Regelungen der Kompilationen mit de-
nen des gesamtspanischen Código civil und treten an deren Stelle, teilwei-
se handelt es sich um Rechtsinstitute, zu denen der Código civil kein Pen-
dant vorsieht. 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit den Grundlagen des Realkreditsiche-
rungsrechts in der gesamtspanischen Rechtsordnung und den Teilrechts-
ordnungen Kataloniens und Navarras. Mit Katalonien und Navarra wurden 
für die Untersuchung zwei Teilrechtsordnungen ausgewählt, die Institute 
des Kreditsicherungsrechts abweichend vom gesamtspanischen Recht ko-
difiziert haben und beide über einen relativ hohen Industrialisierungsgrad 
verfügen. Da sich die Regelungen des Mobiliarsachenrechts eng an die 

1 Beschluss des Europäischen Parlaments vom 26. Mai 1989, RabelsZ 56 (1992) 320 f. und 
ZEuP 1993, 613 ff. sowie den zweiten Beschluss vom 6. Mai 1994, ZEuP 1995, 669; Taupitz, 
Privatrechts- oder Kollisionsrechtsvereinheitlichung in Europa, 1994, S. 28; Tilmann, in: 
Müller-Graff (Hrsg.), Gemeinseimes Privatrecht in der Europäischen Gemeinschaft, 1993, S. 
485 ff.; vgl. auch Kieninger/ Leible, Plädoyer für einen „Europäischen wissenschaftlichen 
Ausschuß für Privatrecht", EuZW 1999, 37 ff.; a.A. Blaurock, Wege zur Rechtseinheit im 
Zivilrechts Europa, in: Starck (Hrsg.), Rechtsvereinheitlichung durch Gesetze, Göttingen 
1992, S. 93. 



2 Einleitung - Harmonisierung im Realkreditsicherungsrecht 

Regelungen des Grundstücksrechts anlehnen, werden die Immobiliarkre-
ditsicherungsrechte in die Darstellung einbezogen. Das Verständnis und 
die Ausgestaltung der dinglichen Sicherungsrechte beruht entscheidend 
auf den sachenrechtlichen Vorgaben, so dass auch die Voraussetzungen 
für den Erwerb dinglicher Rechte und die Funktionsweise der existieren-
den Erwerbsvorrechte dargestellt werden. Wegen der Verzahnung der 
Kreditsicherungsproblematik mit sachen-, insolvenz- und zwangsvollstre-
ckungsrechtlichen Regelungen zeigt die Arbeit insoweit gegenseitige Ab-
hängigkeiten und Bezugnahmen innerhalb der teils vereinheitlichten, teils 
gespaltenen Mehrrechtsordnung auf. Die Kreditsicherungsrechte werden 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen Zulässigkeitsprobleme, der Über-
sicherungsproblematik und der insolvenzrechtlichen Behandlung darge-
stellt. 

Im Anschluss werden die Grundlagen und zentralen Prinzipien des 
Realkreditsicherungsrechts in der spanischen Mehrrechtsordnung heraus-
gearbeit und auf ihre Rechtfertigung hin untersucht. Anhand der jeweili-
gen Defizite und Entwicklungstendenzen soll die Funktionsweise des Mit-
einanders unterschiedlicher Regelungskonzepte in einer Mehrrechtsord-
nung analysiert werden. Die Erfahrungen in der spanischen 
Mehrrechtsordnung werden schließlich auf ihre Übertragbarkeit auf euro-
päische Harmonisierungsansätze untersucht und in einen einheitlichen 
gesamteuropäischen Zusammenhang gerückt. Der Begriff der europäi-
schen Rechtsharmonisierung' umfasst hier sowohl die von den nationalen 
Rechtsordnungen ausgehende Vereinheitlichung als auch die Harmonisie-
rungsbestrebungen auf EU-Ebene in Form des Gemeinschaftsprivatrechts 
und des Konventionsprivatrechts. 

Angesichts der tatsächlichen und rechtlichen Hindernisse einer Har-
monisierung auf EU-Ebene werden Fortschritte bei der Erarbeitung ge-
meinsamer Prinzipien und Vorgaben für die schrittweise Angleichung2 im 
Rahmen von nationalen Reformvorhaben ungleich bedeutsamer. Das Re-
alkreditsicherungsrecht ist ein Bereich, in dem auf europäischer Ebene 
bislang kaum Harmonisierungsfortschritte erzielt werden konnten, weil 
sich die Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsordnungen als un-
überbrückbar erwiesen haben. Eine materiell-rechtliche Angleichung wird 
jedoch weithin für unverzichtbar gehalten.3 Der Übergang von interner zu 

2 Vgl. für das Schuldrecht die Principles of European Contract Law (PECL) und U-
NIDROIT Principles for International Commercial Contracts, abgedruckt in: Hartkamp 
(Hrsg.), Towards a European Civil Code, S. 405 ff. und 417 ff. 

3 Goode, A credit law for Europe ?, ICLQ 23 (1974), 227 (290); Kieninger, Mobiliarsicher-
heiten im Europäischen Binnenmarkt, 1996, S. 231; Kreuzer, Europäisches Mobiliarsiche-
rungsrecht, Mélanges Overbeck, Fribourg 1990, 613 (633); Leible, Besitzlose Mobiliarsicher-
heiten in der Europäischen Union, in: Europäische Integration - Schon eine „Union des 
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internationaler Rechtsvereinheitlichung bedeutet insofern nur einen Unter-
schied im Grad, nicht im Wesern. 

Viele europäische Staaten sind dabei, ihr Insolvenzrecht zu moderni-
sieren und haben selbst noch in jüngerer Zeit sachenrechtliche Regelungen 
modifiziert, ohne dass diese Änderungen zu einer Angleichung der euro-
päischen Rechtsordnungen genutzt werden konnten. Für die spanische 
Rechtsordnung sind Vorgaben für eine schrittweise Angleichung von gro-
ßer Bedeutung, weil der Grad dogmatischer Ausdifferenzierung ver-
gleichsweise gering und damit die für fortgeschrittene Rechtsordnungen 
typischen Beharrungstendenzen weniger stark ausgeprägt sind. Im Zuge 
der fortschreitenden Privatrechtsharmonisierung kann sich die Rechtsver-
gleichung eben nicht allein auf die Identifikation der inhaltlich besten Lö-
sung eines bestimmten Rechts beschränken, sondern muss für sämtliche 
betroffenen Rechtsordnungen einen Weg zur Angleichung aufzeigen.5 

Rechts" ?, 1996, S. 127; Sánchez Lorenzo, Garantías reales en el comercio internacional, 
Madrid 1993, S. 257, 264 f. 

4 Kegel, in: Angleichung des Rechts der Wirtschaft in Europa, S. 40. 
5 Vgl. Kötz, Gemeineuropäisches Zivilrecht, in: FS Zweigert (1981), S. 481 (498). 





Kapitel 1 

Partikularismus im Zivilrecht 

I. Historische Bedingtheit des rechtlichen Partikularismus 

Der rechtliche Partikularismus im Bereich des Zivilrechts hat in Spanien 
eine lange Tradition und wird als ,Foralrechtsproblematik' bezeichnet. 
Foralrechte sind die in einigen Provinzen und Gebieten Spaniens in Ges-
talt partikularen Rechts fortgeltenden Rechtsordnungen und Vorschriften, 
die nicht durch gesamtspanisches zwingendes Recht außer Kraft gesetzt 
wurden und mit Vorrang vor dem Código civil oder in Kraft gebliebenen 
Subsidiärrechten anzuwenden sind.1 Der Begriff des Foralrechts ist seit 
seiner Entstehung einem ständigen Bedeutungswandel unterworfen gewe-
sen.2 Sein heutiges Verständnis wird wesentlich durch die Verfassung ge-
prägt. Da es das Foralrecht als homogene Rechtsquelle nicht gibt, spricht 
man besser von den einzelnen Foralrechten3 oder generell von partikula-
rem Recht. 

Der Ausdruck foral geht auf den Begriff der fueros zurück.4 Mit fuero 
wurden im Verlaufe der Geschichte eine Vielzahl unterschiedlicher recht-
licher Phänomene bezeichnet. Die Bedeutung des Ausdrucks reicht von 
den Gesetzbüchern einer Stadt, über die eigene Gerichtsbarkeit, die An-
wendung der richtigen Rechtsregel, die Anwendung bestimmter Ausnah-
mevorschriften zugunsten einer Provinz, Stadt oder Person bis hin zur 
besonderen Rechtsstellung eines Gebietes in administrativer oder politi-
scher Hinsicht.5 

Der rechtliche Partikularismus Spaniens entstand im Zuge der Recon-
quista, der nach dem Einfall der Araber von verschiedenen Punkten aus-
gehenden Wiedereroberung des spanischen Territoriums.6 Die Reconquista 

1 Vgl. STS vom 8. Juni 1904; Arechederra Aranzadi, El Derecho Civil foral en la Constitu-
ción y en el Amejoramiento del Fuero, Madrid 1991, S. 119; Hierneis, Das besondere 
Erbrecht der sogenannten Foralrechtsgebiete Spaniens, Tübingen 1966, S. 2 f. 

2 Vgl. de Castro y Bravo, Derecho civil de España, Madrid 1984, S. 213 ff.; Arce Janariz, 
Constitución y derechos civiles forales, Madrid 1987, S. 27. 

3 de Castro y Bravo, Derecho civil de España, 1984, S. 245; Hierneis, a.a.O., S. 2. 
4 Arce Janariz, Constitución, S. 27; Hierneis, a.a.O., S. 4; Salinas Quijada, Derecho civil de 

Navarra, Pamplona 1983, S. 19. 
5 de Castro y Bravo, Derecho civil de España, Madrid 1984, S. 211; Hierneis, a.a.O., S. 4 

ff. 
6 Rauchhaupt, Geschichte der spanischen Gesetzesquellen, 1923, S. 141. 
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erfolgte schrittweise von Norden nach Süden und ließ verschiedene Kö-
nigreiche entstehen. Die Königreiche Kastilien und Aragon breiteten sich 
schließlich durch Eingliederung bzw. Beitritt umliegender Territorien 
weiter aus. Je nachdem, ob im Zuge der Wiedereroberung den Gebieten 
allein Sonderrechte oder Privilegien zuerkannt wurden, um sie an das 
Reich zu binden, oder ob diese Gebiete eine eigene Gesetzgebung behiel-
ten, unterschied man fueros municipales bzw. locales und fueros provinci-
ales.7 Die in Katalonien und in Navarra existierenden Fueros gehörten 
zum Typ der provinziellen Fueros.8 Die Gebiete des heutigen Kataloniens, 
der Balearen und Valencias wurden mit der Krone von Aragón vereinigt, 
ihre eigenständigen Rechtsordnungen wurden aber nicht angetastet. Auch 
Navarra blieb trotz der Eingliederung in die Krone Kastiliens zunächst 
seine staatsrechtliche Eigenständigkeit erhalten. 

Durch Heirat wurde im 15. Jahrhundert die politische Union zwischen 
den Reichen Kastiliens und Aragons besiegelt.9 Erst mit dem Verbotsdek-
ret Philipps des V. wurden 1707 die partikularrechtlichen Besonderheiten 
mit Ausnahme derjenigen Navarras und der baskischen Provinzen außer 
Kraft gesetzt und die Rechtseinheit im spanischen Königreich herge-
stellt.10 Die sog. Nueva Recopilación und die Partidas wurden für das 
gesamte Staatsgebiet in Kraft gesetzt. Im Zuge der Decretos de la Nueva 
Planta" wurden allerdings kurze Zeit später die besonderen zivilrechtli-
chen Institute Aragons, der Balearen und Kataloniens wieder anerkannt. 
Eine gesetzgeberische Weiterentwicklung dieser Institute war nicht mög-
lich, weil die Regionen über keine eigenen gesetzgebenden Körperschaften 
mehr verfügten. Das Foralrecht versteinerte. Zu dieser Zeit erlangte der 
Begriff des ,Foralrechts' seine Bedeutung im modernen Sinne12 und be-
zeichnet seitdem die vom gesamtspanischen Recht abweichenden Privat-
rechte bestimmter Landesteile13. 

7 Celaya Ibarra, Derecho Civil Vasco, Bilbao 1993, S. 20. 
8 Elizalde y Aymerich, El derecho civil en los Estatutos de Autonomía, ADC 1984, 389, 

416. 
9 Hierneis, a.a.O., S. 12 ff. 
10 Dekret vom 29. Juni 1707; zum Streit über die Derogation auch der Ergänzungsrechte, 

insbesondere des römischen und kanonischen Rechts, durch das Verbotsdekret, vgl. Lacruz 
Berdejo, Elementos de Derecho civil, Bd. 1, Barcelona 1988, § 7.32, S. 91. 

11 Dekret vom 3. April 1711 für Aragon, Dekret vom 29. November 1715 für Katalonien, 
Dekret vom 16. Januar 1716 für die Balearen. 

12 Im königlichen Dekret vom 23.9.1857 über die Schaffung eines Lehrstuhls an allen 
Rechtsfakultäten für „Geschichte und Institute des gemeinen und foralen, spanischen bürgerli-
chen Recht" fand der Begriff Eingang in die Rechtssprache; vgl. Celaya Ibarra, Derecho Civil 
Vasco, Bilbao 1993, S. 20; De Castro y Bravo, Derecho civil de España, Madrid 1984, S. 
211. 

13 Castan Tobeñas, Derecho civil Español, Común y Foral, Tomo 1.1, 12. Auflage, Madrid 
1988, S. 181; Celaya Ibarra, Derecho Civil Vasco, Bilbao 1993, S. 20. 
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Navarra verlor seine legislative Selbständigkeit im Zuge der Kar-
listenkriege14, nachdem es gegen die Monarchie und für die Karlisten 
Partei ergriffen hatte.15 Mit der sog. Ley Paccionada16 wurden aber 1841 
seine Fueros, d.h. bestimmte Privilegien und abweichende rechtliche Re-
gelungen, gesetzlich anerkannt. Seit dieser Zeit spricht man von der fora-
len Gemeinschaft Navarra. Der Begriff foral wird insbesondere in Navarra 
im öffentlichen Recht und im Privatrecht als Ausdruck der besonderen 
historischen Eigenständigkeit Navarras verwendet.17 

Das Bestreben, Mitte des 19. Jahrhunderts im Zuge der europäischen 
Kodifikationsbewegung die bestehenden lokalrechtlichen Gesetze und 
Gewohnheiten außer Kraft zu setzen und die Rechtseinheit auf dem Gebiet 
des Privatrechts herzustellen, scheiterte am Widerstand der Foralrechtsge-
biete. Aus wirtschaftlich wie politisch heterogenen Motiven widersetzten 
sich vor allem die katalanischen Vertreter der Einführung der liberalen 
Regelungen des Código civil. Man sah die Unternehmens- und Gesell-
schaftsstruktur und damit die Grundlage für den Wohlstand des Landes 
durch die gesamtspanischen Neuregelungen des Familien- und Erbrechts 
gefährdet.18 Die Foralidee wurde politisch instrumentalisiert, um regiona-
le, autonome und separatistische Bewegungen zu unterstützen. Die betrof-
fenen Regionen einigten sich schließlich, die Geltung der foralrechtlichen 
Regelungen nicht anzutasten und sie als Anhang zu dem 1889 verabschie-
deten Código civil zu kodifizieren. Tatsächlich erstellte nur Aragon einen 
derartigen Anhang.19 

Nach den Vereinheitlichungsbestrebungen der Verfassungen des 19. 
Jahrhunderts leitete die republikanische Verfassung Spaniens von 1931 
eine gegenläufige Entwicklung ein. Das Baskenland und Katalonien, die 
über eine ausgeprägte Autonomietradition verfügten, erhielten eigene ge-
setzgebende Körperschaften. Diesen sogenannten privilegierten Regionen 

14 Erster Karlistenkrieg: 1833-1839; Zweiter Karlistenkrieg 1846-1849; Dritter Kar-
listenkrieg 1872-1876, die sich aus dem Streit um die rechtmäßige Nachfolge Ferdinand des 
VII. von Spanien entwickelten. 

15 de Castro y Bravo, Derecho civil de España, Cap.III, II.6, S. 232 f. 
16 vom 16. August 1841. 
17 Vgl. Art. I o des Autonomiestatuts von Navarra, Ley Orgánica de Reintegración y Amejo-

ramiento del Régimen Foral de Navarra (LORAFNA); Asiain Ayala, La Constitución y el 
regimen foral de Navarra, RJN 1986, 13 ff. und Salinas Quijada, Derecho civil de Navarra, 
Pamplona 1983, S. 24; einen derart weiten Begriff der Foralität legen auch Meilán Gil/ 
Rodríguez-Arana, ADC 1989, 19, 26 zugrunde. 

18 Lalaguna Domínguez, in: Albaladejo, Comentarios, Tomo I, Madrid 1978, Art. 13, S. 
474; López Jacoiste, Constitucionalismo y Codificación, in; Lecturas sobre la Constitución 
española, Vol. 2, Madrid 1978, 581 (591); zur Entstehungsgeschichte de Código civil: Lacruz 
Berdejo, Elementos de Derecho civil, Vol. I, 3. Auflage, Barcelona 1988, § 6.27, S. 77 ff. 

19 Real Decreto-Ley vom 7. September 1925; vgl. de Castro y Bravo, Derecho civil de 
España, Madrid 1984, Cap. III, IV.2, S. 275. 
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gewährte die Verfassung gleichzeitig eine allgemeine Gesetzgebungszu-
ständigkeit für das Zivilrecht.20 Andere Regionen konnten von dieser Zu-
ständigkeit mangels gesetzgebender Körperschaften keinen Gebrauch ma-
chen. 

Zu einer einheitlichen Bewegung mit demokratischer Zielsetzung 
wurde die Foralidee, als die regionalen Autonomiebestrebungen sich unter 
der Diktatur Francos zu Gegenkräften der zentralistischen Staatsführung 
entwickelten.21 Auf dem Zivilrechtskongress von 1946 kamen die Vertre-
ter der Regionen überein, als ersten Schritt zu einer weitergehenden Ver-
einheitlichung die erhaltenswerten foralrechtlichen Regelungen jeder Re-
gion in einem jeweils eigenen Gesetzbuch zu kodifizieren. Aufgrund der 
nur ausschnitthaften Regelung bestimmter Institute nannte man diese Zu-
sammenstellungen Kompilationen und nicht Zivilgesetzbücher. Im Jahre 
1959 wurden die Kompilation Vizeayas22, 1960 die Kataloniens23, 1961 
die der Balearen24, 1963 die Galiziens25, 1967 die Aragons26 und zuletzt 
1973 die Navarras27 verabschiedet. 

Die Reform des Einführungstitels im Cödigo civil Anfang der siebzi-
ger Jahre28 bildete eine weitere Etappe auf dem Weg zur Gleichstellung 
von gesamtspanischem Recht und den Foralrechten.29 Lediglich die Wir-
kung und Anwendung der Gesetze sowie die Formen der Eheschließung 
sind danach noch einer staatlichen Regelung vorbehalten. 

20 Tomás y Valiente, Manual de Historia de Derecho Español, 4. Auflage, 1990, S. 581. 
21 de Castro y Bravo, Derecho civil de España, Madrid 1984, Cap. III, II.4, S. 221 f.; l'uig 

Ferriol/Roca i Trias, Fundamentos, Tomo I, 2. Auflage, Barcelona 1984, Cap.II.6, S. 64. 
22 Gesetz 42/1959 vom 30. Juli (BOE vom 31. Juli), Kompilation Vizeayas und Alavas, ge-

ändert durch Gesetz 3/1992 vom 1. Juli (BOPV vom 7. August 1992). 
23 Gesetz vom 21. Juli 1960; heute ersetzt durch Gesetzesdekret 1/1984 vom 19. Juli 

(DOGC Nr. 456 vom 23. März 1984 berichtigt in DOGC Nr. 494 vom 14. Dezember), in 
Ausfuhrung des Gesetzes 13/1984 vom 20. März. 

24 Gesetz vom 19. April 1961; heute ersetzt durch Gesetz 8/1990 vom 28. Juni (BOCAIB 
Nr. 86 vom 17. Juli 1990) und Gesetzesdekret 79/1990 vom 6. September (BOCAIB Nr. 120 
vom 2. Oktober 1990). 

25 Gesetz 147/1963 vom 2. Dezember, (BOE Nr. 291 vom 5. Dezember 1963), geändert 
durch Gesetz 7/1987 vom 10. November (BOE Nr. 33 vom 8. Februar 1988). 

26 Gesetz 15/1967 vom 8. April (BOE vom 11. April), geändert durch Gesetz 3/1985 vom 
21. Mai. 

27 Gesetz 1/1973 vom 1. März (BOE Nr. 57-63 vom 7.-19. und 12.-14. März 1973, berich-
tigt in BOE Nr. 129 vom 30. Mai 1974), geändert durch Foralgesetz 5/1987 vom 1. April 
(BOE Nr. 41 vom 6. April 1987). 

28 Ley 3/1973 vom 17. März und Real Decreto 1836/1974 vom 31. Mai (BOE Nr. 163 vom 
9. Juli). 

29 Lalaguna Domínguez, in: Albaladejo, Comentarios, Tomo I, Madrid 1978, Art. 13, 451 
(473). 
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II. Stellung der Autonomen Gemeinschaften in der Verfassung von 1978 

Ihren Höhepunkt hat die Anerkennung der Foralrechte in der heute gelten-
den Verfassung Spaniens gefunden, die ehemals zwischen den einzelnen 
Foralrechtsgebieten bestehende Unterschiede in der staatsrechtlichen Selb-
ständigkeit nivelliert hat. Mit der Verfassung von 1978 wurde der spani-
sche Regionalstaat konstituiert. Das Staatsgebiet wurde in insgesamt 19 
Autonome Gemeinschaften (einschließlich der Autonomen Städte Ceuta 
und Melilla in Nordafrika) aufgeteilt, die eigene gesetzgebende Körper-
schaften erhielten. Jede der Autonomen Gemeinschaft besteht aus einer 
oder mehreren der insgesamt 50 Provinzen, die rechtlich selbständige or-
ganisatorische Untereinheiten bilden. Provinzen mit historischen, kultu-
rellen und wirtschaftlichen Gemeinsamkeiten eröffnete die Verfassung die 
Möglichkeit, über die Konstituierung als Autonome Gemeinschaft selbst 
zu entscheiden.30 Zu diesen sog. privilegierten Autonomen Gemeinschaf-
ten zählten das Baskenland, Galizien, Katalonien und Navarra. Die restli-
chen, durch staatliches Gesetz gegründeten Autonomen Gemeinschaften 
konnten erst nach Ablauf einer Übergangsphase von fünf Jahren sämtliche 
nach der Verfassung verfügbaren Zuständigkeiten in Anspruch nehmen.31 

Die Provinzen sind nach Bildung der Autonomen Gemeinschaften als Ge-
bietseinheiten bestehen geblieben. Das Gebiet der ehemaligen Foralrechts-
gebiete Navarra und Katalonien deckt sich mit dem der gleichnamigen 
Autonomen Gemeinschaften. 

Die Verfassung hat die staatsorganisationsrechtliche Struktur des , Staates 
der Autonomien' nur in groben Zügen vorgegeben. Die Einordnung in die 
klassischen Kategorien des Einheits- oder Bundesstaates ist nach wie vor 
offen.32 Aufgrund der unterschiedlich ausgestalteten Autonomietraditio-
nen, Autonomieansprüche und institutionellen Möglichkeiten der Selbst-
verwaltung bildet das von der Verfassung vorgegebene Staatsmodell einen 

30 Art. 143 CE. 
31 Art. 144 CE. 
32 Für die Qualifikation als Regionalstaat: Ferrando Badia, El Estado unitario, el federal y 

el Estado autonómico, Madrid 1986, S. 254 ff.; Parada, Derecho Administrativo, Vol. II, 11. 
Auflage, Madrid 1997, S. 148; nach Muñoz Machado, Las potestades legislativas de las co-
munidades autónomas, Madrid 1981, S. 23 „eine Mischung aus föderalen, regionalen und 
einheitsstaatlichen Elementen"; nach Ansicht von Sánchez Agesta, El sistema político de la 
Constitución Española de 1978, Madrid 1980, S. 344 und García de Enterría/ Fernández, 
Curso de Derecho Administrativo, Vol. I, 8. Auflage, Madrid 1997, S. 279, 288, kann der 
spanische Staat in seiner jetzigen Form noch nicht als Bundesstaat bezeichnet werden; das 
Verfassungsgericht hat zur Klärung wenig beigetragen und die begriffliche Vielfalt um den 
Begriff des „zusammengesetzten Staates" bereichert, vgl. STC 35/1982 vom 14. Juni 1982, 
BJC 15 (1982), 532 (536) und „estado complejo" STC 119/1992 vom 18. September 1992, 
BJC 138(1992), 11 (16). 
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vagen Kompromiss gegensätzlicher Positionen. Die verfassungsrechtliche 
Stellung der Autonomen Gemeinschaften bleibt hinter der von Gliedstaa-
ten in einem Bundesstaat zurück. Im Unterschied zu den Gebietseinheiten 
innerhalb der Autonomen Gemeinschaften, den Provinzen und Gemein-
den, wird den Autonomen Gemeinschaften aber eine gewisse verfassungs-
rechtliche Relevanz zuerkannt.33 Die von ihnen erlassenen Autonomiesta-
tute bilden zusammen mit der Verfassung den sog. bloque de constitucio-
nalidad,34 Anders als Gliedstaaten eines Bundesstaates verfügen sie aber 
über keine eigene, gegenüber dem Zentralstaat autonome Staatsgewalt. 
Die Autonomen Gemeinschaften nehmen nur in eingeschränktem Umfang 
an der gesamtstaatlichen Gesetzgebung teil und besitzen keine eigene Ver-
fassungsgerichtsbarkeit. Die zweite Kammer der gesamtstaatlichen Legis-
lative ist keine territoriale Vertretung im strengen Sinne, weil nicht die 
Autonomen Gemeinschaften, sondern die Provinzen die Hauptzahl der 
Senatoren stellen.35 Alle Gerichte im spanischen Staat sind gesamtstaatli-
che Gerichte.36 Auch im Bereich der Steuer- und Finanzhoheit kommt die 
fehlende Eigenstaatlichkeit der Autonomen Gemeinschaften zum Aus-
druck. Das existierende Finanzausgleichssystem zeichnet sich durch eine 
hohe finanzielle Abhängigkeit der Autonomen Gemeinschaften und ein 
Missverhältnis zwischen Ausgaben- und Einnahmenbefugnissen aus.37 

Allerdings verfügen Navarra und das Baskenland aufgrund historischer 
Privilegien38 über die Steuerhoheit im Bereich der wichtigsten Steuern39 

und beteiligen sich nur über eine Umlage am staatlichen Steuersystem. In 
ähnlicher Weise nimmt auch Katalonien immer stärker ein Steuererfin-
dungs- und -erhebungsrecht für sich in Anspruch und löst sich von dem 
auf Beteiligungs- und Zweckzuweisungen basierenden gesamtstaatlichen 
Steuersystem. 

33 Busch, Autonomie und Föderalismus, Pfaffenweiler 1987, S. 157; Garcia de Enterria/ 
Fernández, Curso de Derecho Administrativo, Vol. I, 8. Auflage 1997, S. 274; Michel, Regi-
onen, Mitgliedstaaten und Europäische Union, Berlin 1996, S. 73. 

34 Garcia de Enterria/Fernández, Curso de Derecho Administrativo, Vol. I, Madrid 1997, 
S. 285. 

35 Vgl. Art. 62 CE; Parada, Derecho Administrativo, Vol. II, 11. Auflage, Madrid 1997, S. 
175. 

36 González Casanova, El marco constitucional, 7 (11); SSTC 56/1990 vom 29. März, BJC 
109 (1990), 5 (46 ff.) und 62/1990 vom 30. März, BJC 109 (1990), 63 (79 ff.) sowie 
114/1994 vom 14. April, BJC 157 (1994), 5 (15). 

37 Rigall Jiménez, Die Reform des spanischen Finanzausgleichs, Frankfurt a.M. 1996, S. 
156 ff., 242. 

38 Sog. „convenio" vom 16.8.1841 in Navarra und sog. „concierto" vom 28.2.1878 im Bas-
kenland. 

39 Sog. konzedierte Steuern, zu denen die Einkommenssteuer, Körperschaftssteuer, Umsatz-
steuer, Vermögens- und Erbschaftssteuer zählen. 
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